
des Bundesrates Josef Ofner 
und weiterer Bundesräte 

Entschließungsantrag 

betreffend Keine Verteilung von Migranten in der EU 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 23: Bericht des Bundesministers für 
Inneres betreffend Legislativ- und Arbeitsprogramm der Europäischen 
Kommission für 2022 sowie dem Achtzehnmonats-Programm des 
französischen, tschechischen und schwedischen Vorsitzes des Rates der 
Europäischen Union (111-777-BR/2022 d.B.) in der 939. Sitzung des Bundesrates, 
am 07. April 2022. 

In Krisenmomenten maßt sich die Europäische Union es immerzu an , unheilvolle 
Maßnahmen im Sinne einer weiteren Zentralisierung durchzudrücken. Ganz im Sinne 
des berühmten Zitates von Winston Churchill „Never !et a good crisis go to waste" 
versucht die Europäische Union, den Krieg in der Ukraine für ihre zentralistischen 
Interessen auszunutzen. Gerade in Migrationsfragen können hierbei jedoch 
unkalkulierbare Konsequenzen die Folge sein. 

Bereits bevor die militärischen Operationen Russlands gegen die Ukraine am 24. 
Februar 2022 begannen, wurde die zwanghafte Verteilung von Migranten auf 
europäischer Ebene forciert. So beispielsweise knapp vor Kriegsausbruch bei einem 
informellen Treffen der EU-Innenminister im französischen Lille vom 3.-4. Februar 
2022. Österreich war bei dieser Sitzung durch den Bundesminister für Inneres Mag. 
Gerhard Karner vertreten . 

Im Wahlkampf 2019 hat die ÖVP der österreichischen Bevölkerung einen restriktiven 
Migrationskurs versprochen, tatsächlich bekommen hat sie 
Rekordzuwanderungszahlen. Allein 2021 stiegen die Asylantragszahlen um mehr als 
160 Prozent. Um den Schein zu wahren appellierte Innenminister Karner im Vorfeld 
des Treffens in Lille für eine „Allianz der Vernunft" und forderte einen stärkeren und 
robusteren Außengrenzschutz. Außerdem wurde er zitiert, dass man über einen 
Verteilungsmechanismus derzeit nicht reden brauche (APA - 03.02.2022: Karner pocht 
bei Migration auf "Allianz der Vernunft"). 

Angesichts dieser vollmundigen Ansagen konnte der interessierte Medienkonsument 
dann nur staunen, als Frankreichs Innenminister Gerald Darmanin mitteilte, dass 
Länder, die keine Migranten aufnehmen möchten, zukünftig hohe finanzielle Beiträge 
zu bezahlen haben. Darauf hätte man sich einstimmig geeinigt. 

Euractiv berichtete darüber wie folgt: 

„Nach dem Treffen der EU-Innenminister am Donnerstag (3. Februar) verkündete der 
französische Innenminister Gerald Darmanin, dass man sich auf eine verpflichtende 
Solidarität bei Migrationsfragen geeinigt hätte. Frankreich sucht dabei den engen 
Schulterschluss mit Deutschland. Frankreich hat es sich zum Ziel gesetzt, Regelungen 
zu mehr verpflichtender Solidarität bei der Verteilungsfrage von Flüchtlingen innerhalb 
der EU-Staaten zu schaffen. Hierbei soll es den Mitgliedsstaaten offen stehen, ob sie 
mehr Flüchtlinge aufnehmen, oder die aufnahmewilligen Staaten finanziell 
unterstützen. „Alle waren sich einig, dass es eine wichtige Dosis Verantwortung und 
eine gewisse verpflichtende Solidarität gibt", sagte Darmanin auf einer 
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Pressekonferenz nach dem informellen Treffen der Innenminister. Diese 
verpflichtende Solidarität wird hierbei „nicht freiwillig sein. " „ Wenn es keine Verteilung 
gibt, wird es eine Menge finanzieller Unterstützung geben ", sagte der französische 
Innenminister weiter. „ Wir brauchen mehr Solidarität in der Verteilungsfrage", fügte er 
hinzu. Wie diese verpflichtende Solidarität und die finanzielle Beteiligung in der Praxis 
ausgestaltet wird, muss erst im Detail am Ratstreffen der Innenminister am 3. März 
verhandelt werden. Allerdings würden alle Mitgliedsstaaten den Ansatz „prinzipiell" 
unterstützen. Wir haben „die vollste Unterstützung der Mitgliedsstaaten ", betonte auch 
die zuständige EU-Kommissarin Ylva Johansson und fügte hinzu, dass die 
Atmosphäre bei dem Treffen „sehr positiv" gewesen sei" (Euractiv 04.02.2022: EU­
Staaten einigen sich auf "verpflichtende Solidarität" bei Migration). 

Nun stellt sich der Bürger berechtigterweise die Frage, ob Österreich , mit Zustimmung 
des Bundesministers für Inneres, zukünftig zu Strafgeldern verdonnert werden kann, 
wenn das Versprechen eingelöst werden sollte , keine Migranten mehr aufzunehmen? 
Wie ist dieser „Solidaritätsmechanismus" mit einem strikten Nein zu jedweder 
Verteilung von Migranten zwischen den Mitgliedstaaten zu vereinbaren? 

Über diese brennenden Fragen konnte auch das halbherzige Dementi im „Standard" 
nicht mehr hinwegtäuschen: ,,,Es gab keine Einigung zu diesem Punkt', widersprach 
ein Sprecher von Gerhard Karner (ÖVP). ,Einigkeit bestand lediglich darüber, die 
Themen beim Asyl und Migrationspakt schrittweise zu verhandeln. ' Darüber hinaus 
würden bei einem informellen Rat keine formellen Beschlüsse gefasst' (Der Standard 
04.02.2022: EU-Länder sollen künftig Migranten aufnehmen oder zahlen) . 

Der Widerspruch zur mutmaßlichen Einigung kann wohl nicht sehr ausgeprägt 
gewesen sein, wenn der französische Innenminister und die EU-Kommissarin diesen 
offensichtlich überhört haben. 

Besonders gefährlich ist dieser wachsweiche Kurs des Innenministers auf 
europäischer Ebene in Krisenmomenten, da die Europäische Union dafür bekannt ist, 
solche Phasen auszunutzen , um ihre Zentralisierungsphantasien durchzupeitschen. 
Der Krieg in der Ukraine könnte demnach zum Anlass genommen werden, um den 
unseligen Migrationspakt der Europäischen Kommission zu forcieren. Darüber hinaus 
brannte eine Debatte über verpflichtende Verteilungsquoten sehr schnell wieder auf. 
Die verpflichtende Aufnahme von Migranten nach einem von Brüssel festgelegten 
Verteilungsschlüssel ist sicherlich nicht im Interesse Österreichs und seiner Bürger, 
ebenso wenig wie die Aussicht auf Strafzahlungen bei Verweigerung dieses 
sogenannten „Solidaritätsmechanismus". 

Nachdem die deutsche Innenministerin Nancy Faeser eine verpflichtende Quote 
forderte, sprach sich Innenminister Karner - zumindest gegenüber der Öffentlichkeit -
gegen eine solche aus. Doch die Europäische Kommission lässt nicht locker: 
„Innenkommissarin Ylva Johansson schlug als Teil eines Zehn-Punkte-Plans für mehr 
EU-Koordinierung einen Index vor, der die freiwillige Verteilung einfacher machen soll. 
Dieser soll im Verhältnis zur Bevölkerungsgröße berücksichtigen, wie viele Flüchtlinge 
- nicht nur aus der Ukraine - sich derzeit in einem Land aufhalten" (APA 28.03.2022: 
EU setzt auf freiwillige Flüchtlingsverteilung - Zehn-Punkte-Plan). Nun wird der 
„Schlüssel" also Index genannt und noch von Freiwilligkeit gesprochen. Verdächtig ist 
jedoch, dass dieser Index gleich sämtliche Migranten in einem Land erfassen soll. Der 
Plan wirkt damit wie eine Vorbereitungshandlung zu dem geplanten 
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„Solidaritätsmechanismus", inklusive einer verpflichtenden Quote an zugewiesenen 
Migranten pro EU-Mitgliedstaat. Anzumerken ist, dass für Innenminister Karner nach 
eigener Aussage der Plan „in den wesentlichen Teilen in die richtige Richtung' geht 
(APA 28.03.2022: EU setzt auf freiwillige Flüchtlingsverteilung - Zehn-Punkte-Plan) . 

Auch die Aussagen seines Parteikollegen, des Vizepräsidenten des EU-Parlaments 
Othmar Karas (ÖVP), sind beunruhigend: „ Wir brauchen jetzt eine faire & solidarische 
Verteilung von Flüchtlingen", fordert dieser. „Dieser Akt der Solidarität sollte Auftakt 
zur überfälligen neuen gemeinsamen EU-Flüchtlingspolitik werden" (APA 28.03.2022: 
Ukraine - Karner gegen verpflichtende Quote bei Flüchtlingsverteilung). 

Das Ziel müsste es jedoch sein, die illegale Einwanderung zu stoppen, anstatt über 
die Verteilung von illegalen Einwanderern in der EU zu reden. Solidarisch sollte die 
Bundesregierung zuallererst mit der eigenen Bevölkerung sein - und das bedeutet für 
Österreich einen Asylstopp und einen echten Grenzschutz. Österreich hat sich klar 
gegen die Verteilung von Migranten unter den EU-Mitgliedstaaten, sowie gegen 
mögliche Strafzahlungen bei Verweigerung des Verteilungsmechanismus, zu 
positionieren. 

Die unterfertigten Bundesräte stellen daher folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

„Die österreichische Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für Inneres, 
wird aufgefordert, im Rahmen der Institutionen der Europäischen Union vehement 

• jedwede Form der verpflichtenden Verteilung von Migranten zwischen den EU­
Mitgliedstaaten und 

• verpflichtende Quoten zur Aufnahme von Migranten, sowie EU-Strafzahlungen 
für die Weigerung diese Quoten zu erfüllen, abzulehnen. 

Der Bundesminister für Inneres wird darüber hinaus aufgefordert, dem von der 
Europäischen Kommission forcierten Migrationspakt deutlich eine Absage zu erteilen." 
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